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Bonn, den 20. Oktober 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 290 der Fraktion der 
SPD - Nr. 3678 der Drucksachen - Werbungs- 
kosten 

Zu der o. a. Anfrage nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

In der Anfrage der Fraktion der SPD wird der Fall zugrunde 
gelegt, daß eine politische Partei bei der Werbung um Beiträge für 
ihre Parteizwecke die Spender darauf hinweist, daß der Spendenbeitrag 
„steuerfrei verbucht werden könne”, wenn er als Abonnementspreis 
für Informationsbriefe bezahlt werde. 

Der vorgetragene Einzelfall ist steuerlich wie folgt zu beurteilen: 

Die Annahme der betreffenden politischen Partei, daß unmittelbare 
Aufwendungen eines Steuerpflichtigen für den Bezug politischer 
Informationen bei der Einkommensteuer als Betriebsausgaben bzw. 
als Werbungskosten behandelt werden können, ist nicht zutreffend. 
Die Beschäftigung des einzelnen Staatsbürgers mit politischen Fragen 
fällt nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs in das 
Gebiet der privaten Lebensführung. An dieser Rechtsprechung hält 
auch der Bundesfinanzhof fest, wie sich dies aus seinem im Bundes- 
steuerblatt 1952 IIIS. 228 veröffentlichten Gutachten vom 17. Mai 1952 
I D 1/52 S ergibt. In diesem Gutachten hat der Bundesfinanzhof 
zur Frage der Behandlung von Beiträgen an politische Parteien oder 
Wahlfonds als Betriebsausgaben oder Werbungskosten u. a. ausgeführt: 

„Nach der Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs gehören Beiträge 
von Einzelpersonen an politische Parteien zum Gebiete der 
privaten Lebenshaltung, auch wenn bei ihrer Hingabe geschäft- 
liche Gründe mitwirken (Entscheidung des Reichsfinanzhofs 
VI A 147/30 vom 20. März 1930, Slg. Bd. 27 S. 82, RStBl. 
1930 S. 671). Im wesentlichen gleichartige Grundsätze hat der 
Reichsfinanzhof bereits in der Entscheidung VI A 1515/28 
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vom 11. Januar 1929, RStBl. 1929 S. 221 vertreten. Er hat 
in dieser Entscheidung folgendes ausgeführt: Die politische 
Einstellung sei eine persönliche Angelegenheit der betreffenden 
Personen. Es müssen deshalb grundsätzlich in Zuwendungen 
an eine politische Partei Aufwendungen der Lebenshaltung 
erblickt werden.” 

Bei den in Frage stehenden Informationsbriefen handelt es sich nach 
den Feststellungen der Fraktion der SPD um parteipolitisches Infor- 
mationsmaterial. Die Bezugskosten für derartige politische Informa- 
tionsbriefe zählen, ebenso wie die Zuwendungen an eine politische 
Partei, zu den nichtabzugsfähigen Aufwendungen für die private 
Lebensführung im Sinn der Vorschrift des § 12 Ziff. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes, die folgenden Wortlaut hat: 

„Unbeschadet der Vorschrift des § 10 dürfen weder bei den 
einzelnen Einkunftsarten noch dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen werden: 

1. die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den 
Unterhalt seiner Familienangehörigen aufgewendeten Beträge. 
Dazu gehören auch die Aufwendungen für die Lebensführung, 
die die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung des 
Steuerpflichtigen mit sich bringt, auch wenn sie zur Förderung 
des Berufs oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen;”. 

Die Bezugskosten einer steuerpflichtigen natürlichen Person für den 
politischen Informationsdienst können hiernach, ohne daß im ein- 
zelnen Fall untersucht zu werden braucht, ob es sich tatsächlich um 
Entgelt für den Bezug von Informationsmaterial oder nur um 
„getarnte” Zuwendungen an eine politische Partei handelt, grund- 
sätzlich weder bei den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamt- 
betrag der Einkünfte abgezogen werden. 

Diese Grundsätze v/erden für den vorgetragenen Einzelfall auch bei 
der Besteuerung von Körperschaften, die Erwerbszwecken dienen, 
z. B. von Kapitalgesellschaften, gelten. 

Im übrigen sind in dein genannten Gutachten des Bundesfinanz- 
hofs vom 17. Mai 1951 die Fragen der Zulässigkeit von Zuwen- 
dungen an politische Parteien in größerem Zusammenhang behandelt 
worden. 

Zu 2. 

Die Verwaltung der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer obliegt 
den Finanzverwaltungen der Länder. Ich habe den Herren Finanz- 
ministern (Finanzsenatoren) der Länder Abschriften der Kleinen 
Anfrage Nr. 290 der Fraktion der SPD sowie dieses Schreibens zu 
ihrer Kenntnis übersandt. 


Schaffer 



